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Allgemeine Verkaufs – und Lieferbedingungen 
der D+P, Dosier- u. Prüftechnik GmbH, Emil-Eigner-Str. 3, 86720 Nördlingen 
 
 
§ 1 Allgemeine Bestimmungen 
 
1.1. Diese Verkaufs- und Lieferbedingungen (AGB) gelten 
für unsere (im nachfolgenden „Lieferer“ genannt), auch 
zukünftigen, Lieferungen und Leistungen (nebst Aus-
künften und Beratungen) im Verkehr mit Unternehmen 
(im nachfolgenden „Besteller“ genannt). Unternehmer 
im Sinne dieser Geschäftsbedingungen sind natürliche 
oder juristische Personen oder rechtsfähige Personen-
gesellschaften, mit denen in Geschäftsbeziehung getre-
ten wird, die in Ausübung einer gewerblichen oder 
selbständigen beruflichen Tätigkeit handeln. Diese AGB 
gelten mit der Eingehung der Geschäftsverbindung als 
anerkannt und gelten für deren Dauer. 
 
1.2. Für die Rechtsbeziehungen zwischen Lieferer und 
Besteller im Zusammenhang mit den Lieferungen 
und/oder Leistungen des Lieferers (im Folgenden: Liefe-
rungen) gelten ausschließlich diese AGB. AGB des Bestel-
lers gelten nur insoweit, als der Lieferer ihnen 
ausdrücklich schriftlich zugestimmt hat. Für den Umfang 
der Lieferungen sind die beiderseitigen übereinstim-
menden schriftlichen Erklärungen maßgebend. 
 
1.3. An Kostenvoranschlägen, Zeichnungen und anderen 
Unterlagen (im Folgenden: Unterlagen) behält sich der 
Lieferer seine eigentums- und urheberrechtlichen Nut-
zungs- und Verwertungsrechte uneingeschränkt vor. Die 
Unterlagen dürfen nur nach vorheriger Zustimmung des 
Lieferers Dritten zugänglich gemacht werden und sind, 
wenn der Auftrag dem Lieferer nicht erteilt wird, diesem 
auf Verlangen unverzüglich zurückzugeben. Die Sätze 1 
und 2 gelten entsprechend für Unterlagen des Bestel-
lers; diese dürfen jedoch solchen Dritten zugänglich ge-
macht werden, denen der Lieferer zulässigerweise 
Lieferungen übertragen hat. 
 
1.4. Teillieferungen sind zulässig, soweit sie dem Bestel-
ler zumutbar sind. 
 
1.5. Der Begriff „Schadensersatzansprüche“ in diesen 
AGB umfasst auch Ansprüche auf Ersatz vergeblicher 
Aufwendungen. 
 
§ 2 Angebot und Vertragsschluss 
 
2.1. Die Angebote des Lieferers sind bis zur Annahme 
durch den Besteller freibleibend und können bis zum 
Eingang der Annahmeerklärung in Textform vom Bestel-
ler jederzeit widerrufen werden. 
 
2.2. Bei Angaben zu Maßen und Gewichten, bei Abbil-
dungen und Beschreibungen bemüht sich der Lieferer 
um beste Genauigkeit. Für die Ausführung sind diese An-
gaben aber nur verbindlich, wenn sie ausdrücklich beim 

Vertragsschluss vom Lieferer als verbindlich bestätigt 
werden; dies gilt auch, wenn der Bestellung ein Angebot 
des Lieferers vorausgegangen ist. Bruttogewichte und 
Kistenmaße können stets nur mit Annäherungen ange-
geben werden. 
 
§ 3 Preise und Aufrechnung 
 
3.1. Die Preise verstehen sich ab Werk ausschließlich 
Verpackung zuzüglich der jeweils geltenden gesetzlichen 
Umsatzsteuer. 
 
3.2. Hat der Lieferer die Aufstellung oder Montage über-
nommen und ist nicht etwas anderes vereinbart, so trägt 
der Besteller neben der vereinbarten Vergütung alle er-
forderlichen Nebenkosten wie Reise- und Transportkos-
ten sowie Auslösungen. 
 
3.3. Der Besteller kann nur mit solchen Forderungen auf-
rechnen, die unbestritten oder rechtskräftig festgestellt 
sind. 
 
§ 4 Zahlungsbedingungen 
 
4.1. Sofern keine anderen Zahlungsfristen vereinbart 
sind, sind Zahlungen wie folgt zu leisten: Innerhalb von 
14 Tagen ab Rechnungsdatum ohne jeden Abzug. Die 
Zahlung erfolgt durch Überweisung. Für die Rechtzeitig-
keit der Zahlung ist der Eingang beim Lieferer maßge-
bend. 
 
4.2. Die Forderungen des Lieferers werden sofort fällig, 
wenn und soweit der Zahlungsanspruch des Lieferers in-
folge nachträglich eingetretener Umstände, aus denen 
sich eine wesentliche Vermögensverschlechterung des 
Bestellers ergibt, gefährdet wird. In diesen Fällen ist der 
Lieferer weiterhin berechtigt, noch ausstehende Liefe-
rungen nur gegen Vorauszahlung oder Sicherheitsleis-
tung, auszuführen 
 
§ 5 Lieferzeit 
 
5.1. Als Lieferzeit gilt der in der Auftragsbestätigung in 
Textform festgelegte Termin. Stellt der Besteller die von 
ihm zu beschaffenden Unterlagen, wie erforderliche Ge-
nehmigungen und Freigaben, insbesondere von Plänen, 
sowie die Einhaltung der vereinbarten Zahlungsbedin-
gungen und sonstigen Verpflichtungen nicht rechtzeitig 
zur Verfügung, so verlängert sich die Lieferzeit entspre-
chend um diesen. 
 
5.2. Wenn der Lieferer an der Erfüllung seiner Verpflich-
tung nach Vertragsabschluss durch den Eintritt von un-
vorhersehbaren, ungewöhnlichen Umständen gehindert 
ist, die er trotz der nach den Umständen des Falles 
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zumutbaren Sorgfalt nicht abwenden konnte, insbeson-
dere Betriebsstörungen, behördliche Sanktionen und 
Eingriffe, Verzögerungen in der Anlieferung wesentlicher 
Rohstoffe, Energieversorgungsschwierigkeiten, so ver-
längert sich - soweit diese Umstände zu Verzögerungen 
führen - die Lieferfrist in angemessenem Umfang. Ent-
sprechendes gilt für Virus- und sonstige Angriffe Dritter 
auf das IT-System des Lieferers, soweit diese trotz Einhal-
tung der bei Schutzmaßnahmen üblichen Sorgfalt erfolg-
ten. Wird durch diese Umstände die Lieferung 
unmöglich, so ist der Lieferer von der Lieferverpflichtung 
frei. 
 
5.3. Im Falle von Streik und Aussperrung verlängert sich 
die Lieferfrist in angemessenem Umfang, soweit diese 
Ereignisse zu Verzögerungen führen. Wird die Lieferung 
unmöglich, so ist der Lieferer von seiner Lieferverpflich-
tung frei. 
 
5.4. Weist der Lieferer nach, dass er trotz sorgfältiger 
Auswahl seiner Zulieferanten und trotz Abschluss der er-
forderlichen Verträge zu angemessenen Konditionen 
von seinen Zulieferanten nicht rechtzeitig beliefert 
wurde, so verlängert sich die Lieferfrist um den Zeitraum 
der Verzögerung, der durch die nicht rechtzeitige Belie-
ferung durch die Zulieferanten verursacht wurde. Im 
Falle der Unmöglichkeit der Belieferung durch die Zulie-
feranten, ist der Lieferer berechtigt, vom Vertrag zurück-
zutreten 
 
5.5. Sowohl Schadensersatzansprüche des Bestellers 
wegen Verzögerung der Lieferung als auch Schadenser-
satzansprüche statt der Leistung, sind in allen Fällen ver-
zögerter Lieferung, auch nach Ablauf einer dem Lieferer 
etwa gesetzten Frist zur Lieferung, ausgeschlossen. Dies 
gilt nicht, soweit in Fällen des Vorsatzes, der groben Fahr-
lässigkeit oder wegen der Verletzung des Lebens, des 
Körpers oder der Gesundheit gehaftet wird. Vom Vertrag 
kann der Besteller im Rahmen der gesetzlichen Bestim-
mungen nur zurücktreten, soweit die Verzögerung der 
Lieferung vom Lieferer zu vertreten ist. Eine Änderung 
der Beweislast zum Nachteil des Bestellers ist mit den 
vorstehenden Regelungen nicht verbunden. Der Bestel-
ler ist verpflichtet, auf Verlangen des Lieferers innerhalb 
einer angemessenen Frist zu erklären, ob er wegen der 
Verzögerung der Lieferung vom Vertrag zurücktritt oder 
auf der Lieferung besteht. 
 
§ 6 Versand und Gefahrübergang 
 
6.1. Wird der Versand (Verladung und Beförderung) der 
Ware aus einem von dem Besteller zu vertretendem 
Grunde verzögert, ist der Lieferer berechtigt, auf Kosten 
und Gefahr des Bestellers und unter Ausschluss der Haf-
tung des Lieferers, die Ware einzulagern, alle zur Erhal-
tung der Ware als geeignet erachtenden Maßnahmen zu 
treffen und die Ware als geliefert in Rechnung zu stellen. 
Dasselbe gilt, wenn versandbereit gemeldete Waren 
nicht innerhalb von vier Tagen abgerufen werden. 
 
6.2. Wird die Ware auf Wunsch des Bestellers diesem zu-
geschickt, so geht die Gefahr des zufälligen Untergangs 
und der zufälligen Verschlechterung des 

Liefergegenstandes mit der Übergabe des Liefergegen-
standes an den Spediteur, Frachtführer oder Versandbe-
auftragten auf den Besteller über. Dies gilt auch, wenn 
die Versendung nicht vom Erfüllungsort erfolgt und/oder 
der Lieferer die Frachtkosten trägt. 
 
6.3. Die Gefahr geht auch bei frachtfreier Lieferung wie 
folgt auf den Besteller über: 
a. bei Lieferung ohne Aufstellung oder Montage, wenn 
sie zum Versand gebracht oder abgeholt worden ist; auf 
Wunsch und Kosten des Bestellers wird die Lieferung 
vom Lieferer gegen die üblichen Transportrisiken versi-
chert; 
b. bei Lieferung mit Aufstellung oder Montage am Tage 
der Übernahme in eigenen Betrieb oder, soweit verein-
bart, nach erfolgreichem Probebetrieb. 
 
6.4. Wenn der Versand, die Zustellung, der Beginn, die 
Durchführung der Aufstellung oder Montage, die Über-
nahme in eigenen Betrieb oder der Probebetrieb aus 
vom Besteller zu vertretenden Gründen verzögert wird 
oder der Besteller aus sonstigen Gründen in Annahme-
verzug kommt, so geht die Gefahr auf den Besteller über. 
 
§ 7 Aufstellung und Montage 
 
Für die Aufstellung und Montage gelten, soweit nichts 
anderes schriftlich vereinbart ist, folgende Bestimmun-
gen: 
 
7.1. Der Besteller hat auf seine Kosten zu übernehmen 
und rechtzeitig zu stellen: 
a. alle Erd-, Bau- und sonstigen branchenfremden Ne-
benarbeiten einschließlich der dazu benötigten Fach- 
und Hilfskräfte, Baustoffe und Werkzeuge; 
b. die zur Montage und Inbetriebsetzung erforderlichen 
Bedarfsgegenstände und -stoffe, wie Gerüste, Hebe-
zeuge und andere Vorrichtungen, Brennstoffe und 
Schmiermittel; 
c. Energie und Wasser an der Verwendungsstelle ein-
schließlich der Anschlüsse, Heizung und Beleuchtung; 
d. bei der Montagestelle für die Aufbewahrung der Ma-
schinenteile, Apparaturen, Materialien, Werkzeuge usw. 
genügend große, geeignete, trockene und verschließ-
bare Räume und für das Montagepersonal angemessene 
Arbeits- und Aufenthaltsräume einschließlich den Um-
ständen angemessener sanitärer Anlagen; im Übrigen 
hat der Besteller zum Schutz des Besitzes des Lieferers 
und des Montagepersonals auf der Baustelle die Maß-
nahmen zu treffen, die er zum Schutz des eigenen Besit-
zes ergreifen würde; 
e. Schutzkleidung und Schutzvorrichtungen, die infolge 
besonderer Umstände der Montagestelle erforderlich 
sind; 
f. Gewährleistung sämtlicher zur Aufstellung und zur 
Montage erforderlicher pneumatischer und elektrischer 
Vorarbeiten. 
 
7.2. Vor Beginn der Montagearbeiten hat der Besteller 
die nötigen Angaben über die Lage verdeckt geführter 
Strom-, Gas-, Wasserleitungen oder ähnlicher Anlagen 
sowie die erforderlichen statischen Angaben unaufge-
fordert zur Verfügung zu stellen. 
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7.3. Vor Beginn der Aufstellung oder Montage müssen 
sich die für die Aufnahme der Arbeiten erforderlichen 
Beistellungen und Gegenstände an der Aufstellungs- 
oder Montagestelle befinden und alle Vorarbeiten vor 
Beginn des Aufbaues so weit fortgeschritten sein, dass 
die Aufstellung oder Montage vereinbarungsgemäß be-
gonnen und ohne Unterbrechung durchgeführt werden 
kann. Anfahrtswege und der Aufstellungs- oder Monta-
geplatz müssen geebnet und geräumt sein. 
 
7.4. Verzögern sich die Aufstellung, Montage oder Inbe-
triebnahme durch nicht vom Lieferer zu vertretende Um-
stände, so hat der Besteller in angemessenem Umfang 
die Kosten für Wartezeit und zusätzlich erforderliche Rei-
sen des Lieferers oder des Montagepersonals zu tragen. 
 
7.5. Der Besteller hat dem Lieferer wöchentlich die 
Dauer der Arbeitszeit des Montagepersonals sowie die 
Beendigung der Aufstellung, Montage oder Inbetrieb-
nahme unverzüglich zu bescheinigen. 
 
7.6. Verlangt der Lieferer nach Fertigstellung die Ab-
nahme der Lieferung, so hat sie der Besteller innerhalb 
von zwei Wochen vorzunehmen. Der Abnahme steht es 
gleich, wenn der Besteller die Zweiwochenfrist verstrei-
chen lässt oder wenn die Lieferung – gegebenenfalls 
nach Abschluss einer vereinbarten Testphase – in Ge-
brauch genommen worden ist. 
 
§ 8 Entgegennahme 
 
Der Besteller darf die Entgegennahme von Lieferungen 
wegen unerheblicher Mängel nicht verweigern. 
 
§ 9 Gewährleistung und Haftung 
 
Für Sachmängel haftet der Lieferer wie folgt: 
 
9.1. Die Lieferungen sind frei von Sachmängeln, wenn sie 
bei Gefahrübergang den subjektiven Anforderungen, 
den objektiven Anforderungen und den Montageanfor-
derungen von § 434 BGB entsprechen. Bei Vorliegen ei-
ner Beschaffenheitsvereinbarung der Parteien richtet 
sich die Frage, ob die Lieferungen den objektiven Anfor-
derungen entsprechen, ausschließlich nach dieser Be-
schaffenheitsvereinbarung. Satz 2 gilt nicht, soweit der 
letzte Vertrag in der Lieferkette ein Verbrauchsgüterkauf 
ist. 
 
9.2. Alle diejenigen Teile oder Leistungen sind nach Wahl 
des Lieferers unentgeltlich nachzubessern, neu zu liefern 
oder neu zu erbringen, die einen Sachmangel aufweisen, 
sofern dessen Ursache bereits im Zeitpunkt des Gefahr-
überganges vorlag. 
 
9.3. Ansprüche auf Nacherfüllung verjähren in zwölf Mo-
naten ab gesetzlichem Verjährungsbeginn; Entsprechen-
des gilt für Rücktritt und Minderung. Diese Frist gilt nicht, 
soweit das Gesetz gemäß §§ 438 Abs. 1 Nr. 2 (Bauwerke 
und Sachen für Bauwerke) und 634a Abs. 1 Nr. 2 (Bau-
mängel) BGB längere Fristen vorschreibt, bei Vorsatz, bei 
arglistigem Verschweigen des Mangels, sowie bei Nicht-
einhaltung einer Beschaffenheitsgarantie. 

Aufwendungsersatzansprüche des Bestellers gemäß § 
445a BGB (Rückgriff des Verkäufers) verjähren ebenfalls 
in zwölf Monaten ab gesetzlichem Verjährungsbeginn, 
vorausgesetzt der letzte Vertrag in der Lieferkette ist kein 
Verbrauchsgüterkauf. 
 
9.4. Die gesetzlichen Regelungen über Ablaufhemmung, 
Hemmung und Neubeginn der Fristen bleiben unbe-
rührt. Die Ablaufhemmung gemäß § 445b Abs. 2 BGB en-
det in jedem Fall spätestens fünf Jahre nach dem 
Zeitpunkt, in dem der Lieferer die Sache dem Verkäufer 
abgeliefert hat. Dies gilt nicht, soweit der letzte Vertrag 
in der Lieferkette ein Verbrauchsgüterkauf ist oder in 
den nach Abs. 3 Satz 2 aufgelisteten Fällen. 
 
9.5. Mängelrügen des Bestellers haben unverzüglich (§ 
377 HGB) schriftlich zu erfolgen. 
 
9.6. Bei Mängelansprüchen dürfen Zahlungen des Be-
stellers in einem Umfang zurückbehalten werden, die in 
einem angemessenen Verhältnis zu den aufgetretenen 
Sachmängeln stehen. Ein Zurückbehaltungsrecht des Be-
stellers besteht nicht, wenn seine Mängelansprüche ver-
jährt sind. Erfolgte die Mängelrüge zu Unrecht, ist der 
Lieferer berechtigt, die ihm entstandenen Aufwendun-
gen vom Besteller ersetzt zu verlangen. 
 
9.7. Dem Lieferer ist Gelegenheit zur Nacherfüllung in-
nerhalb angemessener Frist zu gewähren. Der Besteller 
hat dem Lieferer zu diesem Zwecke notwendiges und 
ggf. nur ihm bekanntes Wissen zur Verfügung zu stellen.  
 
9.8. Schlägt die Nacherfüllung endgültig fehl, kann der 
Besteller – unbeschadet etwaiger Schadensersatzan-
sprüche gemäß Abs. 12 – vom Vertrag zurücktreten oder 
die Vergütung mindern. 
 
9.9. Mängelansprüche bestehen insbesondere nicht bei 
nur unerheblicher Abweichung von der vereinbarten Be-
schaffenheit, bei nur unerheblicher Beeinträchtigung 
der Brauchbarkeit, bei natürlicher Abnutzung oder Schä-
den, die nach dem Gefahrübergang infolge fehlerhafter 
oder nachlässiger Behandlung, übermäßiger Beanspru-
chung, ungeeigneter Betriebsmittel, mangelhafter Bau-
arbeiten, ungeeigneten Baugrundes oder die aufgrund 
besonderer äußerer Einflüsse entstehen, die nach dem 
Vertrag nicht vorausgesetzt sind sowie bei nicht repro-
duzierbaren Softwarefehlern. Werden vom Besteller 
oder von Dritten unsachgemäß Änderungen, Ein-/Aus-
bau- oder Instandsetzungsarbeiten vorgenommen, so 
bestehen für diese und die daraus entstehenden Folgen 
ebenfalls keine Mängelansprüche. 
 
9.10. Ansprüche des Bestellers wegen der zum Zweck 
der Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen sind in-
soweit ausgeschlossen, als die Aufwendungen sich erhö-
hen, weil der Gegenstand der Lieferung nachträglich an 
einen anderen Ort als die Niederlassung des Bestellers 
verbracht worden ist, es sei denn, die Verbringung ent-
spricht seinem bestimmungsgemäßen Gebrauch. Dies 
gilt entsprechend für Aufwendungsersatzansprüche des 
Bestellers gemäß § 445a BGB (Rückgriff des Verkäufers), 
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vorausgesetzt der letzte Vertrag in der Lieferkette ist kein 
Verbrauchsgüterkauf. 
 
9.11. Rückgriffsansprüche des Bestellers gegen den Lie-
ferer gemäß § 445a BGB (Rückgriff des Verkäufers) be-
stehen nur insoweit, als der Besteller mit seinem 
Abnehmer keine über die gesetzlichen Mängelansprü-
che hinausgehenden Vereinbarungen getroffen hat. 
 
9.12. Schadensersatzansprüche des Bestellers wegen ei-
nes Sachmangels sind ausgeschlossen. Dies gilt nicht bei 
arglistigem Verschweigen des Mangels, bei Nichteinhal-
tung einer Beschaffenheitsgarantie, bei Verletzung des 
Lebens, des Körpers oder der Gesundheit und bei einer 
vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung 
des Lieferers. Eine Änderung der Beweislast zum Nach-
teil des Bestellers ist mit den vorstehenden Regelungen 
nicht verbunden. Weitergehende oder andere als in die-
sem § 9 geregelten Ansprüche des Bestellers wegen ei-
nes Sachmangels sind ausgeschlossen. 
 
§ 10 Eigentumsvorbehalt 
 
10.1. Die Gegenstände der Lieferungen (Vorbehalts-
ware), bei denen die Kaufpreisforderung sofort fällig 
wird oder für die hinsichtlich der Fälligkeit der Kaufpreis-
forderung eine Zahlungsfrist von bis zu einschließlich 14 
Tagen nach Lieferung, Lieferung mit Aufstellung/Mon-
tage oder Rechnungseingang vereinbart wurde, bleiben 
bis zur vollständigen Bezahlung Eigentum des Lieferers. 
 
10.2. In allen anderen Fällen, bleiben die Gegenstände 
der Lieferungen (Vorbehaltsware) Eigentum des Liefe-
rers bis zur Erfüllung sämtlicher ihm gegen den Besteller 
aus der Geschäftsverbindung zustehenden Ansprüche. 
Soweit der Wert aller Sicherungsrechte, die dem Lieferer 
zustehen, die Höhe aller gesicherten Ansprüche um 
mehr als 20 % übersteigt, wird der Lieferer auf Wunsch 
des Bestellers einen entsprechenden Teil der Siche-
rungsrechte freigeben; dem Lieferer steht die Wahl bei 
der Freigabe zwischen verschiedenen Sicherungsrech-
ten zu. 
 
10.3. Während des Bestehens des Eigentumsvorbehal-
tes ist dem Besteller eine Verpfändung oder Sicherungs-
übereignung untersagt und die Weiterveräußerung nur 
Wiederverkäufern im gewöhnlichen Geschäftsgang und 
nur unter der Bedingung gestattet, dass der Wiederver-
käufer von seinem Kunden Bezahlung erhält oder den 
Vorbehalt macht, dass das Eigentum auf den Kunden 
erst übergeht, wenn dieser seine Zahlungsverpflichtun-
gen erfüllt hat. 
 
10.4. Veräußert der Besteller Vorbehaltsware weiter, so 
tritt er bereits jetzt seine künftigen Forderungen aus der 
Weiterveräußerung gegen seine Kunden mit allen Ne-
benrechten – einschließlich etwaiger Saldoforderungen 
– sicherungshalber an den Lieferer ab, ohne dass es wei-
terer besonderer Erklärungen bedarf. Wird die Vorbe-
haltsware zusammen mit anderen Gegenständen weiter 
veräußert, ohne dass für die Vorbehaltsware ein Einzel-
preis vereinbart wurde, so tritt der Besteller denjenigen 
Teil der Gesamtpreisforderung an den Lieferer ab, der 

dem vom Lieferer in Rechnung gestellten Preis der Vor-
behaltsware entspricht. 
 
10.5. 
a. Dem Besteller ist es gestattet, die Vorbehaltsware zu 
verarbeiten oder mit anderen Gegenständen zu vermi-
schen oder zu verbinden. Die Verarbeitung erfolgt für 
den Lieferer. Der Besteller verwahrt die dabei entste-
hende neue Sache für den Lieferer mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmannes. Die neue Sache gilt als Vorbe-
haltsware. 
b. Lieferer und Besteller sind sich bereits jetzt darüber 
einig, dass bei Verbindung oder Vermischung mit ande-
ren, nicht dem Lieferer gehörenden Gegenständen dem 
Lieferer in jedem Fall Miteigentum an der neuen Sache 
in Höhe des Anteiles zusteht, der sich aus dem Verhältnis 
des Wertes der verbundenen oder vermischten Vorbe-
haltsware zum Wert der übrigen Ware zum Zeitpunkt der 
Verbindung oder Vermischung ergibt. Die neue Sache gilt 
insoweit als Vorbehaltsware. 
c. Die Regelung über die Forderungsabtretung nach Abs. 
4 gilt auch für die neue Sache. Die Abtretung gilt jedoch 
nur bis zur Höhe des Betrages, der dem vom Lieferer in 
Rechnung gestellten Wert der verarbeiteten, verbunde-
nen oder vermischten Vorbehaltsware entspricht. 
d. Verbindet der Besteller die Vorbehaltsware mit 
Grundstücken oder beweglichen Sachen, so tritt er, ohne 
dass es weiterer besonderer Erklärungen bedarf, auch 
seine Forderung, die ihm als Vergütung für die Verbin-
dung zusteht, mit allen Nebenrechten sicherungshalber 
in Höhe des Verhältnisses des Wertes der verbundenen 
Vorbehaltsware zu den übrigen verbundenen Waren 
zum Zeitpunkt der Verbindung an den Lieferer ab. 
 
10.6. Bis auf Widerruf ist der Besteller zur Einziehung ab-
getretener Forderungen aus der Weiterveräußerung be-
fugt. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes, 
insbesondere bei Zahlungsverzug, Zahlungseinstellung, 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens, Wechselprotest 
oder begründeten Anhaltspunkten für eine Überschul-
dung oder drohende Zahlungsunfähigkeit des Bestellers, 
ist der Lieferer berechtigt, die Einziehungsermächtigung 
des Bestellers zu widerrufen. Außerdem kann der Liefe-
rer nach vorheriger Androhung unter Einhaltung einer 
angemessenen Frist die Sicherungsabtretung offenle-
gen, die abgetretenen Forderungen verwerten sowie die 
Offenlegung der Sicherungsabtretung durch den Bestel-
ler gegenüber dem Kunden verlangen. 
 
10.7. Bei Pfändungen, Beschlagnahmen oder sonstigen 
Verfügungen oder Eingriffen Dritter hat der Besteller den 
Lieferer unverzüglich zu benachrichtigen. Bei Glaubhaft-
machung eines berechtigten Interesses hat der Besteller 
dem Lieferer unverzüglich die zur Geltendmachung sei-
ner Rechte gegen den Kunden erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen und die erforderlichen Unterlagen auszuhän-
digen. 
 
10.8. Bei Pflichtverletzungen des Bestellers, insbeson-
dere bei Zahlungsverzug, ist der Lieferer nach erfolglo-
sem Ablauf einer dem Besteller gesetzten 
angemessenen Frist zur Leistung neben der Rücknahme 
auch zum Rücktritt berechtigt; die gesetzlichen 
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Bestimmungen über die Entbehrlichkeit einer Fristset-
zung bleiben unberührt. Der Besteller ist zur Herausgabe 
verpflichtet. In der Rücknahme bzw. der Geltendma-
chung des Eigentumsvorbehaltes oder der Pfändung der 
Vorbehaltsware durch den Lieferer liegt kein Rücktritt 
vom Vertrag, es sei denn, der Lieferer hätte dies aus-
drücklich erklärt. 
 
§ 11 Gewerbliche Schutzrechte und Urheberrechte; 
Rechtsmängel 
 
11.1. Eine Prüfung, ob die vom Besteller beigestellten 
Unterlagen keine Rechte Dritter, insbesondere Urheber-
rechte, gewerbliche Schutzrechte (Geschmacksmuster, 
Patente, Gebrauchsmuster, Warenzeichen) verletzten, 
obliegt dem Besteller. 
 
11.2. Wird der Lieferer von Dritten, wegen der Verwen-
dung, Verwertung oder Vervielfältigung der vom Bestel-
ler beigestellten Unterlagen und Vorlagen oder wegen 
der Verletzung von Urheberrechten und/oder gewerbli-
chen Schutzrechten oder wegen der Verletzung des Ge-
setzes gegen den unlauteren Wettbewerb in Anspruch 
genommen, so hat der Besteller den Lieferer bei der Ver-
teidigung gegen diese Rechtsverletzungen zu unterstüt-
zen und sämtlichen Schaden (einschließlich Anwalts- und 
Prozesskosten), der dem Lieferer dadurch entsteht, zu 
ersetzen. 
 
11.3. Der Besteller erwirbt keinerlei Rechte an den un-
veränderlichen Quell-Codes der vom Lieferer verwende-
ten Software.  
 
§ 12 Erfüllungsvorbehalt 
 
12.1. Die Vertragserfüllung steht unter dem Vorbehalt, 
dass keine Hindernisse aufgrund von deutschen, US-
amerikanischen sowie sonstigen anwendbaren nationa-
len, EU- oder internationalen Vorschriften des Außen-
wirtschaftsrechtes sowie keine Embargos oder sonstige 
Sanktionen entgegenstehen. 
 
12.2. Der Besteller ist verpflichtet, alle Informationen 
und Unterlagen beizubringen, die für die Ausfuhr, Ver-
bringung bzw. Einfuhr benötigt werden. 
 
§ 13 Unmöglichkeit; Vertragsanpassung 
 
13.1. Soweit die Lieferung unmöglich ist, ist der Besteller 
berechtigt, Schadensersatz zu verlangen, es sei denn, 
dass der Lieferer die Unmöglichkeit nicht zu vertreten 
hat. Jedoch beschränkt sich der Schadensersatzan-
spruch des Bestellers auf 10 % des Wertes desjenigen 
Teiles der Lieferung, der wegen der Unmöglichkeit nicht 
zweckdienlich verwendet werden kann. Diese Beschrän-
kung gilt nicht, soweit in Fällen des Vorsatzes, der groben 
Fahrlässigkeit oder wegen der Verletzung des Lebens, 
des Körpers oder der Gesundheit gehaftet wird; eine Än-
derung der Beweislast zum Nachteil des Bestellers ist 
hiermit nicht verbunden. Das Recht des Bestellers zum 
Rücktritt vom Vertrag bleibt unberührt. 
 

13.2. Sofern Ereignisse im Sinne von § 5 Abs. 2 und 3 die 
wirtschaftliche Bedeutung oder den Inhalt der Lieferung 
erheblich verändern oder auf den Betrieb des Lieferers 
erheblich einwirken, wird der Vertrag unter Beachtung 
von Treu und Glauben angemessen angepasst. Soweit 
dies wirtschaftlich nicht vertretbar ist, steht dem Lieferer 
das Recht zu, vom Vertrag zurückzutreten. Gleiches gilt, 
wenn erforderliche Ausfuhrgenehmigungen nicht erteilt 
werden oder nicht nutzbar sind. Will er von diesem Rück-
trittsrecht Gebrauch machen, so hat er dies nach Er-
kenntnis der Tragweite des Ereignisses unverzüglich 
dem Besteller mitzuteilen und zwar auch dann, wenn zu-
nächst mit dem Besteller eine Verlängerung der Liefer-
zeit vereinbart war. 
 
§ 14 Sonstige Schadensersatzansprüche 
 
14.1. Soweit nicht anderweitig in diesen AGB geregelt, 
sind Schadensersatzansprüche des Bestellers, gleich aus 
welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen Verletzung 
von Pflichten aus dem Schuldverhältnis und aus uner-
laubter Handlung, ausgeschlossen. 
 
14.2. Dies gilt nicht, soweit wie folgt gehaftet wird: 
a. nach dem Produkthaftungsgesetz, 
b. bei Vorsatz, 
c. bei grober Fahrlässigkeit von Inhabern, gesetzlichen 
Vertretern oder leitenden Angestellten, 
d. bei Arglist, 
e. bei Nichteinhaltung einer übernommenen Garantie, 
f. wegen der schuldhaften Verletzung des Lebens, des 
Körpers oder der Gesundheit, oder 
g. wegen der schuldhaften Verletzung wesentlicher Ver-
tragspflichten. 
 
Der Schadensersatzanspruch für die Verletzung wesent-
licher Vertragspflichten ist jedoch auf den vertragstypi-
schen, vorhersehbaren Schaden begrenzt, soweit nicht 
ein anderer der vorgenannten Fälle vorliegt. 
 
14.3. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Be-
stellers ist mit den vorstehenden Regelungen nicht ver-
bunden. 
 
§ 15 Erklärung zu Konfliktmaterialien 
 
Der Lieferer ist weder Händler noch Unionseinführer von 
Konfliktmaterialien wie Zinn, Tantal und Wolfram, deren 
Erzen und Gold und fällt nach Art. 1 der Verordnung (EU) 
2017/821 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 17. Mai 2017 zur Festlegung von Pflichten zur Erfül-
lung der Sorgfaltspflichten in der Lieferkette für Unions-
einführer von Zinn, Tantal, Wolfram, deren Erzen und 
Gold aus Konflikt- und Hochrisikogebieten nicht in deren 
Anwendungsbereich. 
Der Lieferer unterliegt somit nicht den Regeln und Mel-
depflichten für Konfliktmineralien gemäß der Verord-
nung (EU) 2017/821. Aufgrund der Komplexität der 
Lieferketten und mehrerer Zwischenhändler ist eine ein-
deutige Rückverfolgbarkeit bis zur Schmelzhütte jedoch 
nicht möglich. Konfliktmineralien, falls vorhanden, wä-
ren in den Produkten der Lieferanten des Lieferers be-
reits in verarbeiteter Form enthalten.  
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Dem Lieferer sind derzeit keine Informationen bekannt, 
dass in seinen Lieferketten Konfliktmaterialien einge-
setzt werden. 
Aus den oben genannten Gründen verzichtet der Liefe-
rer auf verbindliche Erklärungen oder Garantien, dass 
seine Produkte zu 100 % frei von Konfliktmineralien aus 
Hochrisikogebieten sind.  
 
§ 16 Gerichtsstand und anwendbares Recht 
 
16.1. Alleiniger Gerichtsstand ist, wenn der Besteller 
Kaufmann ist, bei allen aus dem Vertragsverhältnis un-
mittelbar oder mittelbar sich ergebenden Streitigkeiten 
der Sitz des Lieferers. Der Lieferer ist jedoch auch be-
rechtigt, am Sitz des Bestellers zu klagen. 
 
16.2. Dieser Vertrag einschließlich seiner Auslegung un-
terliegt deutschem Recht unter Ausschluss des Überein-
kommens der Vereinten Nationen über Verträge über 
den internationalen Warenkauf (CISG). 
 
§ 17 Verbindlichkeit des Vertrages 
 
17.1. Der Vertrag bleibt auch bei rechtlicher Unwirksam-
keit einzelner Bestimmungen in seinen übrigen Teilen 
verbindlich. Das gilt nicht, wenn das Festhalten an dem 
Vertrag eine unzumutbare Härte für eine Partei darstel-
len würde. 
 
17.2. Änderungen dieser Bedingungen bedürfen der 
Textform. 
 

Stand 13.12.2024 


